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'Tjcvry a

En. L 3 c he idung s s t i c hwo r t:
Nachträgliche Unmöglichkeit einer Freistellung nach dem 
AWbG NW

G e  <■: i s 3 ' AWbG NW § 1 Abs. 1 und Abs. 2, § 2, § 3 Abs. 1 und Abs. 3,
§ 5 Abs. 1 und Abs. 4, § 7; BGB § 243 Abs. 2, § 275 Abs. 1, 
§ 276 Abs. 1, § 300 Abs. 2

Le x t s ct t z:
Gewährt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer Freistellung zur 
Teilnahme an einer Bildungsveranstaltung nach dem Arbeitneh­
merweiterbildungsgesetz in Nordrhein-Westfalen und wird durch 
eine Betriebsvereinbarung später für den Arbeitnehmer in die­
ser Zeit eine Freischicht festgelegt, so ist die Freistellung 
nach dem AWbG nachträglich unmöglich geworden. Der Arbeitge­
ber wird von der Verpflichtung zur bezahlten Freistellung 
frei.
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9 AZR 65/90 
4 Sa 226/89 Hamm

Im Namen des Volkes!

Urteil
Höhmann,
Regierungsobersekretärinals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

Verkündet am 
15. Juni 1993

PP-

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 15. Juni 1993 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Düwell sowie die 
ehrenamtlichen Richter Volpp und Dr. Kappes für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 16. November 1989 
- 4 Sa 226/89 - wird zurückgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d ;

Die Parteien streiten über einen Anspruch nach dem Arbeit­
nehmerweiterbildungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (ÄWbG).

Der Kläger teilte der Beklagten am 18. Juli 1986 schriftlich 
mit, in der Zeit vom 20. Oktober 1986 bis 24. Oktober 1986 an 
einer Bildungsveranstaltung mit dem Thema "Politik und Gewerk­
schaften in der Türkei und der BRD" teilnehmen zu wollen. Die Be­
klagte antwortete dem Kläger am 20. August 1986, sein Antrag auf 
Freistellung sei genehmigt.

Die Beklagte und der in ihrem Betrieb gebildete Betriebsrat 
schlossen am 8. September 1986 zur Umsetzung der tariflichen Ar­
beitszeitverkürzung in der Metallindustrie eine Betriebsvereinba­
rung. Darin wurde u. a. für Freitag, den 24. Oktober 1986 eine 
kollektive Freischicht festgelegt. Mit Schreiben vom 2. Oktober 
1986 wies der Kläger darauf hin, daß zum Zeitpunkt der Entschei­
dung für das Seminar die Freischichtenregelung für das zweite 
Halbjahr 1986 noch nicht festgelegt gewesen sei. Da die Frei­
schicht in die Zeit des Seminars falle, müsse die Freischicht 
oder ein Tag der Weiterbildungsmaßnahme nachgewährt werden. Nach­
dem der Kläger an der Bildungsveranstaltung teilgenommen hatte,
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vergütete die leklagt® lediglich die Zeit vom 20. bis 23. Oktober 
1986. Eine Nachgewährung der Freischicht bzw. eines Freistel­
lungstages lehnt® sie ab. Mit Schreiben vom 23. Januar 1987 mach­
te der Kläger vergeblich die Zahlung der Vergütung für den 
24. Oktober 1986, hilfsweise die Nachgewährung eines Tages Bil­
dungsurlaub geltend.

Er hat die Ansicht vertreten, die Beklagte habe den Bil­
dungsurlaub bewilligt. Damit sei sie verpflichtet, für die gesam­
te Dauer der Freistellung die Vergütung zu bezahlen. Die nach­
trägliche Festlegung der Freischicht habe die durch die Bewilli­
gung des Bildungsurlaubs beseitigte Arbeitspflicht nicht erneut 
beseitigen können. In jedem Fall sei die Beklagte zur Nachgewäh­
rung eines weiteren Bildungsurlaubstags aus 1986 verpflichtet.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 140,08 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen auf den sich ergebenden 
Nettobetrag seit dem 17. Februar 1987 zu zahlen,
hilfsweise,
dem Kläger einen Tag Arbeitnehmerweiterbildungs­
urlaub aus dem Jahr 1986 nachzugewähren.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der
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Revision verfolgt der Kläger seine ursprünglichen Klageanträge 
weiter» Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision ist unbegründet. Der Kläger hat weder einen An­
spruch auf Vergütung für den 24. Oktober 1986 noch einen Anspruch 
auf Nachgewährung von einem Tag Freistellung zur Arbeitnehmerwei­
terbildung aus dem Jahre 1986.

I. Der Kläger hat keinen Anspruch auf 140,08 DM brutto Arbeits­
entgelt für den 24. Oktober 1986.

1. Der Anspruch folgt nicht aus § 7 AWbG. Danach hat der Ar­
beitgeber das Arbeitsentgelt für die Zeit der Arbeitnehmerweiter­
bildung fortzuzahlen. Die Arbeitnehmerweiterbildung erfolgt über 
die Freistellung von der Arbeit, § 1 Abs. 1 AWbG. Der Kläger war 
jedoch am 24. Oktober 1986 nicht für Zwecke der Arbeitnehmerwei- 
terbildung freigestellt.

a) Der Kläger hatte im Kalenderjahr 1986 einen Anspruch auf Ar­
beitnehmerweiterbildung von fünf Arbeitstagen erworben, § 2, § 3 
Abs. 1 und Abs. 3 AWbG. Er hat ferner seine Obliegenheiten nach
§ 5 Abs. 1 und 4 AWbG erfüllt und die Inanspruchnahme und den 
Zeitraum der Arbeitnehmerweiterbi1dung (20. bis 24. Oktober 1986) 
rechtzeitig angezeigt sowie die Teilnahme nachgewiesen.

b) Die Beklagte ist ihrer gesetzlichen Verpflichtung nach § 1 
Abs. 1 AWbG, den Kläger für die Zeit der Bildungsveranstaltung
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freizustellen, am 20. August 1986 nachgekommen. Sie hat damit das 
zur Leistung ihrerseits Erforderliche getan, § 243 Abs. 2 BGB. 
Durch diese Konkretisierung beschränkte sich die Schuld der Be­
klagten, dem Kläger 1986 für Zwecke der Arbeitnehmerweiterbildung 
freizustellen, auf die Tage vom 20. bis 24. Oktober 1986.

c) Die Beklagte ist jedoch von der Verpflichtung zur Freistel­
lung des Klägers für Zwecke der Arbeitnehmerweiterbildung am 
24. Oktober 1986 freigeworden, weil die Freistellung nach dem Ar­
beitnehmerweiterbildungsgesetz nachträglich unmöglich geworden 
ist und die Beklagte die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat,
§ 275 Abs. 1 BGB.

Nachdem die Beklagte mit dem in ihrem Betrieb gebildeten Be­
triebsrat am 8. September 1986 eine Betriebsvereinbarung zur Um­
setzung der tariflichen Arbeitszeitverkürzung geschlossen hatte 
und darin der 24. Oktober 1986 als Freischicht vereinbart war, 
bestand für den Kläger aufgrund dieser normativen, gemäß § 77 
Abs. 4 Satz 1 BetrVG unmittelbar und zwingend geltenden 
Bestimmungen an diesem Tage keine Arbeitspflicht. Die Erfüllung 
des Freistellungsanspruchs nach dem Arbeitnehmerweiterbildungs­
gesetz ist dadurch unmöglich geworden. Insofern gilt im Grundsatz 
nichts anderes als beim Zusammentreffen von bewilligtem Erho­
lungsurlaub und Erkrankung. In diesem Fall kann der mit der 
Festsetzung des Urlaubs bezweckte Leistungserfolg, die Befreiung 
des Arbeitnehmers von der Arbeitspflicht für die Dauer des Ur­
laubs, nicht eintreten, weil die Arbeitspflicht bereits aufgrund 
Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit entfallen ist (BAG Urteil vom 
9. Juni 1988 - 8 AZR 755/85 - = AP Nr. 10 zu § 9 Bundesurlaubs-
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gesetz). Ebenso kann der mit der Freistellungserklärung nach dem 
Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz bezweckte Leistungserfolg nicht 
mehr eintreten, weil die Arbeitspflicht aufgrund betriebsver­
fassungsrechtlicher Norm aufgehoben war.

d) Die Beklagte hat i. S. des § 275 Abs. 1 und des § 276 Abs. 1 
BGB die Unmöglichkeit nicht zu vertreten. Sie war verpflichtet, 
zur Umsetzung der tariflichen Arbeitszeitverkürzung mit dem mit­
bestimmungsberechtigten Betriebsrat eine Regelung zu finden. Die 
Einigung der Betriebspartner ist somit kein rechtswidrig schuld­
haftes Verhalten des Arbeitgebers. Das gilt auch für die Wahl 
eines Freischichtmodells oder die Festlegung der Freischicht auf 
einen Tag, an dem der Kläger oder andere Mitarbeiter eine Ar­
beitnehmerweiterbildungsveranstaltung besuchen wollen.

e) Konnte der Kläger am 24. Oktober 1986 nicht für eine Arbeit­
nehmerweiterbildung im Sinne des § 1 AWbG freigestellt werden, so 
entfiel auch die Vergütungspflicht aus § 7 AWbG.

2. Entgegen der Auffassung der Revision hat der Kläger keinen 
Anspruch aus einem Vertrag der Parteien über eine Freistellungs­
und Zahlungspflicht der Beklagten außerhalb des AWbG. Der Kläger 
konnte die Erklärung vom 20. August 1986, mit dem sein Feststel­
lungsbegehren nach dem Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz beantwor­
tet wurde, nicht als Angebot verstehen, die Beklagte wolle ihm 
einen außergerichtlichen Anspruch auf Arbeitnehmerweiterbildung 
gewähren. Vielmehr war die Erklärung nach §§ 133, 157 BGB nur als 
Erfüllungshandlung zur gesetzlichen Freistellungsverpflichtung zu

- 7 -

verstehen.
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3. Der Kläger hat keinen arbeitsvertraglichen oder tarifver­
traglichen Anspruch auf weitere Vergütung der Freischicht vom 
24. Oktober 1986.

II. Der Kläger kann auch nicht verlangen, daß ihm ein Tag Frei­
stellung für Zwecke der Arbeitnehmerweiterbi1dung aus dem Jahr 
1986 nachgewährt wird. Denn der durch die Leistungshandlung der 
Beklagten konkretisierte Anspruch des Klägers ist gemäß § 243 
Abs. 2, § 275 Abs. 1, § 300 Abs. 2 BGB ersatzlos untergegangen. 
Anders als für das Zusammentreffen von Freistellung nach dem AWbG 
und Krankheit (§ 3 Abs. 5 AWbG) sieht das Arbeitnehmerweiterbil­
dungsgesetz für die anderen Fälle der Unmöglichkeit des Lei­
stungserfolges keinen Erhalt des Anspruchs vor.

Der Kläger hat auch keinen Schadenersatzanspruch auf Nach­
gewährung . Als sein Anspruch unterging, befand sich die Beklagte 
nicht in Verzug. Nach dem Eintritt der Unmöglichkeit kann eine 
Geltendmachung des FreistStellungsanspruchs den Verzug des Ar­
beitgebers nicht mehr begründen.

III, Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Leinemann Düwell Dörner
Volpp Dr. Kappes
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